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Standsicherheitsprüfungen

Rechtslage in Hinblick auf Standsicherheitsprüfungen

Verkehrssicherungspflicht der Mastbetreiber –  
Teil 1

Träger der allgemeinen Verkehrssi-
cherungspflicht ist grundsätzlich 
derjenige, der rechtlich und tat-
sächlich in der Lage ist, die zur Ab-
wehr und Behebung von Gefahren 
notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen (BGH NJW 1968, 443; BGH 
NVwZ 2006, 1084, 1085. Zur Über-
tragung auf Dritte Hilsberg, MDr 
2010, 62). Im Rahmen der Straßen-
verkehrssicherungspflicht kann 
dieser Grundsatz zu Überschnei-
dungen führen, da der Straßenver-
kehrssicherungspflichtige zugleich 
Träger der Straßenbaulast sein kann 
(Staudinger-Hager, § 823 BGB, Rdn. 
E 83).

Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs ist daher 
derjenige, der eine Gefahrenlage – 
etwa durch den Betrieb eines 
 Beleuchtungsnetzes – schafft, 
grundsätzlich verpflichtet, die not-
wendigen und zumutbaren Vorkeh-
rungen zu treffen, um eine Schädi-
gung anderer möglichst zu 
verhindern (vgl. BGH, Urteil vom 
2. März 2010 – VI ZR 223/09 Rn. 5 f, 
NJW 2010, 1967; Urteil vom 16. Mai 
2006 – VI ZR 189/05 Rn. 6 f., NJW 
2006, 2326, jeweils m.w.N.).

Schaffung einer latenten Gefahr

Soweit ein Betreiber Lichtsignalan-
lagen, ein Leuchten- oder sonstiges 
Mastennetz errichtet, schafft er da-
mit eine latente Gefahr für Dritte. 
Latente Gefahr bedeutet, dass aktu-
ell noch keine Gefahr vorliegt, die 
Gefahr sich aber durch Hinzutreten 
weiterer Umstände konkretisieren 
kann.

Eine Haftung des Betreibers aus 
§ 823 I BGB setzt voraus:
Unter Haftung wird das Einstehen 
für eigenes Handeln oder Nicht-
handeln verstanden.
1. Ein Anlagenbetreiber, z. B.  

Strom-, Ampel-, Fahnen- oder 
Flutlichtmasten, errichtet eine 
Anlage, bestehend aus mehreren 
Masten oder einem Einzelmast. 
Er schafft und unterhält somit 
eine latente Gefahrenquelle.

2. Der Eigentümer oder der Betrei-
ber einer Anlage ist der Verkehrs-
sicherungspflichtige. Er kann 
aber seine Verkehrssicherungs-
pflicht ausdrücklich auf Dritte 
übertragen (BGH, IBR1990, 107 
m.w.N.).

3. Wer sie übernimmt, wird seiner-
seits deliktisch verantwortlich, 
während sich die Haftung des 
 ursprünglich allein Verantwort-
lichen auf Auswahl- und Über-
wachungspflichten beschränkt 
(BGH, a.a.O.), wobei sich die ver-
bleibenden Sorgfaltspflichten 
mit dem Grad der Gefährlichkeit 
der Anlage steigern.

4. Der Anlagenbetreiber haftet so-
mit, wenn ihn eine Sorgfalts-
pflichtverletzung trifft. 
Diese ist anzunehmen, wenn 
nach den allgemeinen Grundsät-
zen der Gefahrenabwehr die 
Wahrscheinlichkeit der Gefahre-
nentwicklung vorhersehbar und 
daher vermeidbar war und der 
Verantwortliche nicht oder nicht 
angemessen entsprechend der 
oben dargestellten Grundsätze 
gehandelt hat. Die Pflichtverlet-
zung kann durch ein Tun oder 
durch Unterlassen erfolgen.
Der Verantwortliche handelt 
schuldhaft, wenn er aus unter-
schiedlichen Prüfungsmnetho-
den, diejenige aussucht, die un-
geeignet ist, die Standsicherheit 
des gesamten System zu über-
prüfen (Auswahlverschulden). Er 
kann sich allerdings vorwerfbar 
verhalten, wenn er eine latente 
Gefahr geschaffen hat (s. o.) aber 
diese nicht oder unsachgemäß 
oder gar nicht periodisch sachge-
recht in Hinblick auf die Verände-
rung der Stand sicherheit unter-
sucht. Dann muss er zum 
Handeln verpflichtet sein, z. B. 
durch vorangegangenes Tun: hier 
die Erstellung einer Mastenanla-
ge. Bei Verletzung dieser Sorg-
faltspflicht ist die Rechtswidrig-
keit indiziert.
Für den Betreiber einer Anlage ist 
die Gefahr vorhersehbar, wenn 
typische Schadensentwicklun-

Die rechtlich gebotene Verkehrssicherung 
umfasst diejenigen Maßnahmen, die ein 
umsichtiger und verständiger, in vernünfti-
gen Grenzen vorsichtiger Anlagenbetreiber 
für notwendig und ausreichend hält, um 
andere vor Schäden zu bewahren.

Dipl.-Ing. Axel Meyer, CEO/Rechtsabteilung, Mastap GmbH,  

Wesel-Bislich
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gen einer normalen  Entwicklung 
entsprechen. Dass ein Mast z. B. 
rosten, faulen,  mechanisch ver-
letzt oder die  sichere Einbindung 
ins Erdreich verlieren kann, kann 
als der natür liche und wahr-
scheinliche »Lebensverlauf« ei-
nes Mastes angesehen werden.

5. Realisiert sich die latente Gefahr, 
liegt z. B. ein Verschulden des Ver-
antwortlichen vor, wenn er die 
notwendigen und zumutbaren 
Kontrollen zuvor nicht oder unzu-
reichend durchgeführt hat    oder 
hat durchführen lassen, um typi-
sche Gefahren auszuschließen.

Haftung des Betreibers nach 
dem Grundsatz des 
 Organisationsverschuldens

Die Haftung kann sich auch aus 
dem Rechtsgrundsatz des Organi-
sationsverschulden ergeben.

Der Haftungsbegründende Um-
stand ist in aller Regel die Verlet-
zung einer Organisationspflicht. 
Organisationspflichten sind die 
rechtlichen Anforderungen hin-
sichtlich des Aufbau des Betriebs 
und der Abläufe innerhalb des 
 Unternehmens. 

Grundsätzlich haftet zwar ein 
 Geschäftsherr schon nach § 831 
Abs. 1 S. 1 BGB für deliktische 
Handlungen seines Verrichtungsge-
hilfen, kann sich aber gemäß § 831 
Abs. 1 S. 2 BGB exkulpieren, wenn 
er diesen sorgfaltsgemäß in Hin-
blick auf verlässliche und geeignete 
Mess ergebnisse ausgewählt und 
überwacht hat.

Ungeachtet dieser Haftung kann 
aber – und dies wird insbesondere 
in den Fällen, in denen die Exkulpa-
tion gelingt, relevant sein – eine 
Haftung des Geschäftsherrn nach 
§ 823 Abs. 1 BGB für die Verletzung 

von Organisa tionspflichten als Un-
terfall der Verkehrssicherungs-
pflichten bestehen. Im konkreten 
Fall käme dieses beispielsweise in 
Betracht, wenn der Betreiber nicht 
im ausreichendem Maße die Prü-
fung der Standsicherheit der Mas-
ten angeordnet und/oder diese re-
gelmäßig kontrolliert hat.

Es kommt also nicht nur darauf 
an, ob und wie die Standsicherheit 
überprüft wird, sondern auch dar-
auf , wie diese Überprüfung organi-
siert wird. Der Anlagenbestand 
 bedarf einer geordneten, systemati-
sierten Beobachtung, dergestalt, 
dass keine willkürliche, unsystema-
tische Prüfungsreihenfolge spora-
dische Ergebnisse liefert, die keinen 
Überblick über den gesamten Anla-
genbestand liefert (OLG Nürnberg 
NVwZ 1991, 203.). Der Verantwort-
liche muss im Rahmen seiner Ge-
fährdungsanalyse vor allem die 
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Anforderungen an den Betreiber

Die Gefahr muss z. B. von dem 
Grundstück oder der Anlage des 
Verpflichteten selbst ausgehen. Der 
BGH entscheidet diese Kausalitäts-
frage mit Hilfe der Verkehrsauffas-
sung unter Berücksichtigung der 
besonderen Schadensumstände 
(BGHZ 34, 206, 208; OLG Düssel-
dorf NJW-RR 1988, 1057; hierzu 
auch: Stürzende Verkehrszeichen, 
Petershagen NZV 2011, 528 ff).

Vermeidung der konkreten Gefahr
Der Verpflichtete muss zur Abwen-
dung der latenten Gefahr mit zu-
mutbaren Mitteln Sorge tragen, 
dass sich diese nicht konkretisiert. 
Die bei Erstellung, z. B. eines Mas-
tes, voraussehbare Gefahr ist das 
Lösen von Anbauteilen, die Materi-
alverschlechterung oder das Kip-
pen, Knicken oder sonstiges Versa-
gen der Trag- und Lagefähigkeit des 
Mastes im Verkehrsraum.

Eine gesetzliche Grundlage zur 
Prüfung der Standsicherheit von 
Masten fehlt.

Bei Ingenieurbauwerken – also 
auch bei Masten über 20 m Höhe – 
werden Kontrollen in einem Inter-
vall von sechs Jahren vorgeschrie-
ben (DIN 1076).

Für alle anderen Masten gilt der 
unbestimmte Rechtsbegriff des 
notwendigen und zumutbaren Auf-
wands zur Abwendung der be-
schriebenen Gefahr.

Es dürften bei der Frage der 
 Notwendigkeit die Präventivmaß-
nahmen und die sofortigen 
 Gefahrenabwehrmaßnahmen zu 
unter scheiden sein.
•  Präventivmaßnahmen sind vor al-

lem Kontrollmaßnahmen, um die 
jeweilige Situation vor Ort regel-
mäßig in angemessenen Zeitab-
ständen zu beurteilen.

•  Sofortige Gefahrenabwehrmaß-
nahmen sind solche, die zur Ab-
wendung eines unmittelbar be-

Die rechtlich gebotene Verkehrssicherung 
umfasst diejenigen Maßnahmen, die ein 
umsichtiger und verständiger, in vernünfti-
gen Grenzen vorsichtiger Anlagenbetreiber 
für notwendig und ausreichend hält, um 
andere vor Schäden zu bewahren.

Standsicherheitsprüfungen

Dipl.-Ing. Axel Meyer, CEO/Rechtsabteilung, Mastap GmbH,  

Wesel-Bislich

Die bei Erstellung eines Mastes voraussehbare Gefahr ist das Lösen von Anbauteilen, die Materialverschlech-
terung oder das Kippen, Knicken oder sonstiges Versagen der Trag- und Lagefähigkeit des Mastes im 
Verkehrsraum
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vorstehenden Schadens oder zur 
Abwendung größerer Schäden er-
forderlich sind.

Die Zumutbarkeit ist ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff und wird 
ermittelt durch Abwägung der 
ge-genseitigen Interessen verschie-
dener Rechtssubjekte. In die Abwä-
gung sind die Grundrechte des Be-
troffenen einzubeziehen (Carl 
Creifelds, Creifelds Rechtswörter-
buch, 21. Auflage, 2014, S. 1615, 
ISBN 978-3-406-63871-8). 

Die Zumutbarkeit von Siche-
rungsvorkehrungen bestimmt sich 
dabei unter Abwägung der Wahr-
scheinlichkeit der Gefahrverwirk-
lichung, der Gewichtigkeit mög-
licher Schadensfolgen (z. B. Leben) 
und der Höhe des Kostenaufwands, 
der mit etwaigen Sicherungsvor-
kehrungen einhergeht (vgl. BGH, 
Urteil vom 22.08.2019 III  ZR 113/18; 
BGH Urteil vom 5. Oktober 2004 - VI 
ZR 294/03, NJW-RR 2005, 251).

Hier geht es einerseits um die Er-
haltung und Unversehrtheit des 
Schutzgutes Leben (Nutzer) und 
andererseits um die wirtschaft-
lichen Interessen des Betreibers so-
wie ggf. um die Erfüllung der öffent-
lichen Vorsorge der Kommunen.

Grundsätzlich gilt: Je schwerwie-
gender die drohenden Folgen einer 
versagenden technischen Anlage 
sind, desto höher ist der zumutbare 
Aufwand. So im Ergebnis BGH Ur-
teil vom 22.8.2019 – III ZR 113/18.

Es ist daher darauf abzustellen, 
wie nach der berechtigten Verkehr-
sauffassung die gebotene Verkehrs-
sicherung Maßnahmen erwarten 
lässt, die ein umsichtiger und ver-
ständiger, in vernünftigen Grenzen 
vorsichtiger Mensch für notwendig 
und ausreichend hält, um andere 
vor Schäden zu bewahren. Dabei 
nehmen die Anforderungen an die 
Sorgfalt mit der Gefährlichkeit zu 
(vgl. Senat, Urteil vom 7. Oktober 
1975 – VI ZR 43/74 – aaO; OLG 
Hamm, VersR 1988, 804, mit Nicht-
annahmebeschluss des erkennen-
den Senats vom 10. Mai 1988 – VI ZR 
236/87; OLG Stuttgart, VersR 1991, 
1375, 1376 mit Nichtannahmebe-
schluss des erkennenden Senats 
vom 9. Oktober 1990 – VI ZR 54/90; 
OLG Düsseldorf, VersR 1995, 1363, 
1364 mit Nichtannahmebeschluss 
des erkennenden Senats vom 
19. März 1996 – VI ZR 272/95).

Soweit das Schutzgut Leben be-
troffen ist, erfordern die Gefahren-
abwehrmaßnahmen höchste An-
forderungen.

So im Ergebnis auch BGH-Urteil 
vom 22.8.2019 – III ZR 113/18; bei 
der Beurteilung der Zumutbarkeit 
ist die personelle und wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit und damit 
der Rahmen des wirtschaftlich Zu-
mutbaren für die verantwortliche 

Körperschaft als Haftungsbegren-
zungsmerkmal zu berücksichtigen 
(ständige Rechtsprechung BGH 
NJW 19 66,1457; BGH NJW 1985, 
1076). Bei der Beurteilung der Leis-
tungsfähigkeit ist nicht maßge-
bend, ob und ggf. in welchem Um-
fang die konkrete Körperschaft zur 
Verkehrssicherung in der Lage ist. 
Entscheidend ist vielmehr, welche 
organisatorischen Vorkehrungen 
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und welche Sicherungsmaßnah-
men von einer Körperschaft ver-
gleichbarer Struktur, bei Abwägung 
der Interessen aller potenziell 
 Betroffenen, billigenderweise und 
typischerweise erwartet werden 
können (Renner, NJW 19 96,33 
03,3308).

Die wirtschaftliche Seite hat  
ihre Grenzen

Eine mangelnde Leistungsfähigkeit 
des Betreibers kann allerdings nicht 
dazu führen, völlig untätig zu sein. 
In jedem Fall müssen die Gefahren 
ausgeräumt werden, die für einen 
sorgfältigen Benutzer nicht oder 
nicht rechtzeitig erkennbar sind 
und auf die er sich nicht oder jeden-
falls nicht rechtzeitig genug einstel-
len kann (BGHZ 108, 273, 275; BGH, 
Urteil v. 05.07.2012, III ZR 240/11). 
Die Kontrollen müssen geeignet 

sein, Anhaltspunkte für Verände-
rungen und Mängel festzustellen 
(Saarbrücken NJW 17,2689/90).

Mit anderen Worten: Bei den prä-
ventiven Kontrollen reicht es daher 
nicht aus, wenn irgendeine Maß-
nahme zur Feststellung eines even-
tuellen Mangels getroffen und ein-
geleitet wird, sondern die Kontrolle 
muss geeignet sein, z. B. bei der 
Prüfung der Standsicherheit von 
Masten, die die Standsicherheit 
ausmachenden Kriterien, nämlich 
die Lage und die Tragfähigkeit des 
gesamten statischen Systems, zu 
beurteilen. Hier würde es nicht aus-
reichen, wenn nur eine partielle 
oder punktuelle Materialprüfung 
vorgenommen wird (unzureichen-
de Aussage über die Kriterien der 
vorgenannten Standsicherheit), 
wenn andere Methoden, die zum 
Zeitpunkt der Kontrolle zu sichere-
ren Erkenntnissen geführt hätten, 
hätten eingesetzt werden können.

Soweit die Kommune es an einem 
angemessenen zumutbaren Prüfin-
tervall fehlen lässt, muss sie hinrei-
chend darlegen, in welchem Um-
fang und unter Zugrundelegung 
welcher Wertungsmaßstäbe sie die 
Finanzmittel zur Gefahrenabwehr 
einsetzt (Bamberger/Roth-Spind-
ler, § 823 BGB Rn. 322).

Weiterhin muss den Verkehrssi-
cherungspflichtigen ein Verschul-
den treffen. Dies ist bereits dann 
der Fall, wenn ein Organisations-
verschulden vorliegt, nämlich wenn 
der Verkehrssicherungspflichtige 
nicht anhand einer entsprechen-
den Dokumentation geplante und 
durchgeführte Dienstanweisungen 
oder Überwachungspläne vorlegen 
kann, aus denen hervorgeht, wel-
che öffentlichen Bereiche in wel-
chen Abständen durch welches Per-
sonal mit welchen Methoden 
kontrolliert werden sollen.

Für den Fall, dass z. B. ein Mast-
system versagt, drohen wegen der 
Größe, Auslenkung und des Ge-
wichtes des Mastes erhebliche Per-
sonen- und Sachschäden.

Eine turnusmäßig zu wieder-
holende Mast-Zustandskontrolle 
hinsichtlich der Standsicherheit 
(Lage- und Tragsicherheit) ist daher 
grundsätzlich aus dem Grundsatz 
der Verkehrssicherungspflicht ge-
boten.

Der Umfang und die Häufigkeit 
der Kontrolle ist der Wahrschein-

lichkeit der Verwirklichung der la-
tenten Gefahr angemessen, vom 
Verantwortlichen festzulegen. Zum 
Beispiel bei Straßenbäumen ist eine 
jeweilige turnusmäßig jährliche 
Prüfung als ausreichend von der 
Rechtsprechung erachtet worden. 
(OLG München, Urteil vom 
07.08.2008 m.w.N.)

Insoweit kann z. B. für Masten 
eine Orientierungshilfe der Maß-
stab gem. DIN EN 40-3-3 i. V. mit 
DIN 1076 sein, nach dem die Mas-
ten, die höher als 20 m sind, alle 
sechs Jahre eine handnahe Prüfung 
erfordert. DIN-Normen bilden al-
lerdings keine abschließende Ver-
haltensanforderung, sondern bie-
ten grundsätzlich eine gute 
Aussage, um den Stand der gelten-
den anerkannten Regeln der Tech-
nik wiederzugeben (BGH, Urteil 
vom 01.03.1988, BGHZ 103 (338, 
343), aaO), so auch: BGH, Urteil 
vom 22.08.2019- III ZR 113/18.

Es ist anerkannt, dass der Umfang 
der zur Wahrung der Verkehrssiche-
rungspflicht erforderlichen Maß-
nahmen stets von den tatsäch-
lichen Umständen des Einzelfalls 
abhängt und deshalb über solche 
Verhaltensanforderungen hinaus-
gehen kann (BGH, Urteil vom 
13.03.2001, VI ZR 142/00, VersR 
2001, 1040; Urteil vom 03.02.2004, 
VI ZR 95/03, BGH Report 2004, 736, 
737 = NJW 2004, 1449, 1450).

Hintergrund für diese Vorgabe ist 
die Gefährdungsabschätzung und 
die Vorhersehbarkeit des eventuel-
len Schadenseintritts. Dabei genügt 
für die Vorhersehbarkeit der natür-
liche Verlauf der Dinge (ständige 
Rechtsprechung des BGH seit: 
BGH, 10.07.1958 - 4 StR 180/58).

Beurteilung bei Mastanlagen

Grundsätzlich muss jeder Verkehrs-
teilnehmer auf ein gefahrloses Nut-
zen des öffentlichen Verkehrsraums 
vertrauen dürfen. Die Vermeidung 
der konkreten Gefahr für Leib und 
Leben der Verkehrsteilnehmer, 
kombiniert mit der Schaffung einer 
latenten Gefahr und den techni-
schen Möglichkeiten, verpflichten 
den Betreiber, Schutzmaßnahmen 
zu treffen.

Dabei dürfte die Dauerüberwa-
chung des Verkehrsbereichs auf der 
einen Seite und eine gänzlich feh-
lende Kontrolle auf der anderen 

Wenn der Mast gefallen ist,  
ist es zu spät
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Seite die Betrachtungsextreme dar-
stellen.

Wenngleich zwischenzeitlich das 
Monitoring-Verfahren (ständige 
Überwachung der Standsicherheit 
und Abweichungsbeobachtungen, 
z. B. durch Smart-City-System in 
Kombination mit dem Mastap- 
Standsicherheitssystem) die ein-
fachste und wahrscheinlich auch 
wirtschaftlichste Lösung darstellt, 
dürfte zumindest eine regelmäßige 
Kontrolle nach Plan in vertretbaren 
Intervallen (sechs bis acht Jahre) in 
Anlehnung an die DIN 1076 not-
wendig (LG Kiel, Urteil vom 
11.10.1977 - 15 O 186/75), zumut-
bar und vertretbar sein.

Eine über 20 Jahre versäumte 
Prüfung der Standsicherheit von 
Masten stellt in jedem Fall einen 
Verstoß gegen die Verkehrssiche-
rungspflichten dar (OLG Düssel-
dorf, Urteil vom 12.12.1991 – 18 U 
105/91). Bei der Kontrolle von Stra-
ßenbeleuchtungsanlagen ist, insbe-
sondere bei älteren Beleuchtungs-
masten > 20 Jahren, eine Prüfung 
auf Standsicherheit ohne Zweifel 
vorzunehmen.

Schaden
Für die Beurteilung des Schadens 
gilt nichts Besonderes. Der Schaden 
muss nur kausal auf den Verstoß 
des Verpflichteten zurückzuführen 
sein, nicht oder nicht rechtzeitig 
oder nicht im zumutbaren Umfang 
dafür Sorge getragen zu haben, den 

Schaden von den Geschädigten ab-
zuwenden.

Beweislast
Grundsätzlich trägt der Geschädigte 
die volle Darlegung und Beweislast 
(OLG München, Beschluss vom 
16.3.2012, Az. 1 U5074/11) für die 
Verletzung der Sorgfaltspflichten. 
Von der Rechtsprechung ist aller-
dings anerkannt, dass für den be-
weisbelasteten Geschädigten bereits 
der Sorgfaltsverstoß die Verletzung 
von Sorgfaltspflichten indiziert oder 
ein Anscheinsbeweis hierfür spricht.

Die Beweiserleichterungen kom-
men dem Geschädigten allerdings 
nur zugute, wenn er dezidiert und 
substantiiert vortragen kann, wel-
che typischerweise durchzuführen-
den Sorgfaltspflichten nicht umge-
setzt wurden und dadurch die 
Schlussfolgerung rechtfertigt, dass 
bei pflichtgemäßem Verhalten der 
eingetretene Schaden nicht einge-
treten wäre.

Zivilrechtliche Folgen

Verstöße gegen die Verkehrssiche-
rungspflicht bleiben zunächst für 
sich betrachtet folgenlos, soweit 
aus dem Verstoß keine Schädigung 
Dritter erfolgt.

Ist das der Fall, können Scha-
densersatzansprüche aus den un-
terschiedlichsten Rechtsgrundla-
gen gegen den Betreiber geltend 
gemacht werden.

Strafbarkeit reicht von fahrlässiger Körperverletzung bis ggf. 
vorsätzlicher Tötung
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Die Schadenshöhe richtet sich 
dabei nach den gesetzlichen Be-
stimmungen und ist grundsätzlich 
unbeschränkt.

Sie kann ggf. durch ein Mitver-
schulden des Geschädigten redu-
ziert werden, wenn dieser die Ge-
fahr hätte erkennen müssen und 
selbst keine Vorsichtsmaßnahmen 
hat walten lassen.

Ein solches Mitverschulden dürf-
te bei der Aufstellung von Masten 
eher selten sein, da im Normalfall 
der Geschädigte die bevorstehende 
Gefahr nicht vorhersehen oder er-
kennen kann.

Strafrechtliche Folgen

Die Strafbarkeit kann sich grund-
sätzlich aus einem Tun oder Unter-
lassen ergeben. Der Unterlassungs-
tatbestand ist nur dann relevant, 
wenn der Betreiber zum Handeln 

verpflichtet war, also z. B. aus vor-
angegangenem Tun, nämlich we-
gen der Errichtung von Masten im 
öffentlichen Verkehr.

Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn er Eigentümer oder Betreiber 
der Anlage (Koblenz, NStZ 87, 281) 
ist oder die Verkehrssicherungs-
pflicht an einen Dritten übertragen 
hat. Im letzteren Fall ist er nur ver-
pflichtet, die richtige Auswahl des 
Prüfenden zu treffen und die tat-
sächliche Durchführung zumin-
dest stichprobenhaft zu überprü-
fen.

Jeder Betreiber einer Anlage, der 
durch vorangegangenes Tun eine 
latente Gefahr mit der Erstellung 
seiner Anlage im öffentlichen Be-
reich gesetzt hat, ist verpflichtet, 
dem Nutzenden eine möglichst ge-
fahrlose Nutzung zu ermöglichen 
(ständige Rechtsprechung, BGHZ 5, 
380; 14, 85; 16, 96).

Die Sorgfaltspflichtverletzung 
liegt vor, wenn der Betreiber trotz 
seiner Verpflichtung aus der 
 Verkehrssicherungspflicht keinerlei 
oder unzureichende Kontrollen 
durchführt oder unkontrolliert zu-
mindest verantwortlich übertragen 
hat. Der Verstoß gegen die Ver-
pflichtung zur Sorgfalt indiziert die 
Rechtswidrigkeit.

Im Rahmen von Unterlassungs-
delikten kommt es auf eine hypo-
thetische Kausalität an, da der 
 Täter nicht aktiv in eine bereits 
laufende Kausalkette eingegriffen 
hat.

Dem Betreiber ist das eingetrete-
ne Ereignis (Sachbeschädigung, 
Gesundheitsbeschädigung, Tod) 
zuzurechnen, wenn durch die Kon-
trolle mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit der Verlet-
zungserfolg nicht eingetreten wäre 
(BGH, NStZ 1985, 26, 27).
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Mehr Informationen und anmelden: www.vde-verlag.de/seminare

S EM I NA R E

Themen-Nr.: pi0700036 Themen-Nr.: pi0500044 Themen-Nr.: pi0400145

Fachkraft für Glasfaserinstallation 

(VDE)

	 vermittelt zentrale Fähigkeiten und Fertig-

keiten in der Glasfaserinstallation und zur 

Lichtwellenleitertechnik (LWL-Technik)

	 Inhalte zum Aufbau, Verlegen, Spleißen 

und den Abschluss von LWL-Kabeln

	 Trainieren grundlegender Messverfahren 

durch praktische Übungen

Netzintegration in  

Verteilnetze

	  Gesetzliche Vorgaben und Technische 

Richtlinien

	  Elektrische Eigenschaften neuer Netz-

teilnehmer

	  Auswirkungen auf den Betrieb von  

Verteilnetzen

8. VDE Jahresforum Instandhaltung 

elektrischer Anlagen

	 Vor Ort oder online als Live Stream

	 Aktuelles zu Richtlinien, Normen, gesetz-

lichen Vorschriften und Praxisberichten aus 

der Industrie

	 Diskussion wichtiger Fragestellungen und 

Austausch mit Experten und Kollegen aus 

der Instandhaltung 

Hohe 
Hygiene- standards  vor Ort



Der »Erfolg« wäre bei plötzlichem 
Versagen der Mastkonstruktion 
nicht eingetreten, infolgedessen 
auch vermeidbar gewesen, wenn die 
Masten in einem regelmäßigen zeit-
lichen – technisch angemessenen – 
Zeitraum überprüft worden wären.

Nach dem natürlichen Verlauf der 
Dinge ist der Eintritt des Ereignisses 
auch für jeden verständigen Dritten 
vorhersehbar, da mit einer techni-
schen Verschlechterung mit zuneh-
mendem Zeitablauf immer zu rech-
nen ist.

Für den Verkehrssicherungspflich-
tigen ist die regelmäßige Überprü-
fung auch machbar und zumutbar, 
da die Prüfungen selbst oder durch 
Dritte verantwortlich durchgeführt 
werden können. Dabei gibt es auf 
dem Markt spezielle Messverfahren, 
die zerstörungsfrei und reprodu-
zierbar überprüfen, ob die Erforder-
nisse der DIN EN 40-3-3 erfüllt sind 
oder nicht.

Diese minimale Vorsorgeprüfung 
ist für jedes Unternehmen zumut-
bar, das durch jede Aufstellung ei-
nes Mastes eine latente Gefahr ge-
setzt hat.

Der Verkehrssicherungspflichti-
ge hat kraft seiner Eigentümer-/ 
Betreiberstellung oder durch aus-
drückliche Delegation auch die 
unmittelbare Möglichkeit der Ver-
hinderung des Schadenseintritts.

Die Tat kann fahrlässig und vor-
sätzlich begangen werden. Fahrläs-
sigkeit liegt vor, wenn die im Ver-
kehr erforderliche Sorgfalt außer 
Acht gelassen worden ist. Im Hin-
blick auf die Aufstellung von Mas-
ten ist die oben beschriebene Sorg-
faltspflicht verletzt, wenn keine 
oder unzureichende Kontrolle der 
Standsicherheit der Masten erfolg-
te. In Anlehnung an die allgemeinen 
DIN-Vorschriften, z. B. DIN 1076, 
dürfte eine regelmäßige Kontrolle 
unterhalb eines Untersuchungsin-
tervalls von sechs bis acht Jahren 
regelkonform und nicht zu bean-
standen sein.

Bei darüber liegenden Kontroll-
zeiträumen dürfte die Beurteilung 
der Fahrlässigkeit eine Frage des 
Einzelfalles sein.

Bedingter Vorsatz liegt allerdings 
seitens des Betreibers und/oder 
Verkehrssicherungspflichtigen dann 
vor, wenn der Betreiber die schad-
haften Masten kennt und keine 
Standsicherheitsprüfung durch-

führt oder die gefahrauslösenden 
Masten nicht beseitigt. Denn damit 
würde der Verantwortliche die Ge-
fahr und den Eintritt des System-
versagens billigend in Kauf neh-
men. Ein solches Verhalten kann als 
Vorsatztat gewertet werden (ständi-
ge Rechtsprechung BGH 98, 616 
m.w.N.).

Strafbarkeit reicht daher von
fahrlässiger Körperverletzung bis 
ggf. vorsätzlicher Tötung.

Zusammenfassung

1. Verkehrssicherheitspflicht trifft
jeden, der eine Gefahr – auch la-
tent – schafft.

2. Zur Gefahrenabwehr sind alle zu-
mutbaren Maßnahmen zu er-
greifen. Mit steigender Gefahr
und höherem Rechtsgut wachsen 
diese Anforderungen an die Zu-
mutbarkeit unter Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen und
personellen Möglichkeiten und
eines vergleichbaren objektiven
Maßstabs.

3. Die fehlenden Maßnahmen zur
Erfüllung der Verkehrssicherung
können zu erheblichen Scha-
densersatzansprüchen Geschä-
digter und/oder auch zur Ver-
wirklichung einer Straftat führen.

info@mastap.eu

www.mastap.eu
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